
Bebauungspläne / Vorhabenbezo-
gene Bebauungspläne 

Mittels der Aufstellung von Bebau-
ungsplänen soll die bauliche und 
sonstige Nutzung von Grundstücken 
in einer Gemeinde nach Maßgabe 
des Baugesetzbuchs (BauGB) vorbe-
reitet und geleitet werden. Bebau-
ungspläne sollen - ebenso wie Flä-
chennutzungspläne - eine nachhalti-
ge städtebauliche Entwicklung und 
eine dem Wohl der Allgemeinheit 
entsprechende soziale Bodenord-
nung gewährleisten. Darüber hinaus 
sollen sie dazu beitragen, eine men-
schenwürdige Umwelt zu sichern und 
die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln sowie die 
städtebauliche Gestalt und das Orts- 
und Landschaftsbild baukulturell zu 
erhalten und zu entwickeln. 
 
Ein Vorhaben- und Erschließungs-
plan ist ein von einem Investor erstell-
ter und mit der Gemeinde abge-
stimmter Plan über die Durchführung 
eines Bauvorhabens einschließlich 
der Erschließung. Dieser Vorhaben- 
und Erschließungsplan wird Bestand-
teil eines vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans, der von der Gemeinde 
als Satzung erlassen wird. Die Durch-
führung des Vorhabens wird in einem 
zwischen dem Vorhabenträger und 
der Gemeinde zu schließenden 
Durchführungsvertrag gemäß § 12 
BauGB geregelt. 

 
Wie können Sie sich beteiligen? 

Als Bürger haben Sie die Gelegen-
heit, sich gemäß § 3 BauGB zweistu-
fig an der Planung für einen Bebau-
ungsplan zu beteiligen. 
 
 
Frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Behörden 

Sie können sich frühzeitig über die 
Ziele und Zwecke der Planung, vor-
handene Planungsalternativen sowie 
die voraussichtlichen Auswirkungen 
der Planung informieren. Sie finden 
die Planunterlagen in der angegebe-
nen Frist im technischen Bürgeramt 
und im Internet unter 
www.heidelberg.de/ Planen, Bauen, 
Wohnen / Aktuelle Bebauungsplan-
verfahren. Zusätzlich haben Sie Ge-
legenheit, sich im Rahmen einer Erör-

terungsveranstaltung über die Pla-
nung zu informieren. 

Zeitraum der Einsichtnahme 
im Technischen Bürgeramt und im 
Internet vom 30.05.2018 bis ein-
schließlich 01.07.2018 
 
Erörterungsveranstaltung 
Mittwoch, den 06.06.2016  
um 18:00 Uhr im Gebäude des DRK 
Rhein Neckar/Heidelberg e.V. 
(Schulungsraum), Langer Anger 2, 
69115 Heidelberg+ 
 
Im Rahmen der Erörterungsveranstal-
tung besteht die Gelegenheit, sich 
über die Planung zu unterrichten, sich 
zu äußern und die Planung mit den 
Vertretern der Verwaltung und des 
Vorhabenträgers zu erörtern. Sie 
können Ihre Stellungnahmen wäh-
rend der Erörterungsveranstaltung 
sowie innerhalb des Zeitraums der 
Einsichtnahme im Technischen Bür-
geramt mündlich oder schriftlich ab-
geben. Parallel zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit werden auch die rele-
vanten Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange zur Planung 
beteiligt und um Abgabe einer Stel-
lungnahme gebeten. 
 
 
Der Entwurf wird erarbeitet 

Die von Ihnen und den Behörden im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
vorgetragenen Stellungnahmen die-
nen als Grundlage für die Ausarbei-
tung des Bebauungsplanentwurfs. Im 
Anschluss daran beraten die Bezirks-
beiräte des jeweiligen Stadtteils und 
der Bauausschuss den Entwurf. Auf 
der Grundlage der Empfehlungen 
dieser Gremien fasst der Gemeinde-
rat den Beschluss zur öffentlichen 
Auslegung des Entwurfs. Die Sitzun-
gen des Gemeinderates sind immer 
öffentlich. Ort, Zeitpunkt und Tages-
ordnung der Sitzung des Gemeinde-
rats werden im stadtblatt  (Amtsan-
zeiger der Stadt Heidelberg) veröf-
fentlicht. 
 
 
Öffentliche Auslegung des Plan-
entwurfs und erneute Behördenbe-
teiligung 

Die zweite Stufe der Öffentlichkeits-
beteiligung, die öffentliche Auslegung 
des Planentwurfs wird ebenso wie die 
frühzeitige Beteiligung im stadtblatt  

bekannt gegeben. Der Entwurf des 
Bebauungsplans bzw. vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans einschließ-
lich Vorhaben- und Erschließungs-
plan und Begründung liegen für den 
Zeitraum eines Monats im Techni-
schen Bürgeramt und im Internet aus. 
Sie können sich nun darüber infor-
mieren, ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang die eigenen Anre-
gungen aus der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung bei der Planung 
ganz konkret berücksichtigt wurden. 
Während der Auslegungsfrist können 
Stellungnahmen zum Planentwurf 
abgegeben werden.  
 
 
Abwägungs- und Satzungsbe-
schluss 

Es erfolgt nun die Prüfung der einge-
gangenen Stellungnahmen durch die  
Verwaltung. Die Verwaltung arbeitet 
einen Vorschlag für die gerechte Ab-
wägung der öffentlichen und privaten 
Belange untereinander und gegenei-
nander aus. Auf die Einstellung aller 
Stellungnahmen, die im Zuge der 
öffentlichen Auslegung vorgetragen 
wurden, in den Abwägungsvorgang 
besteht ein Rechtsanspruch, nicht 
jedoch auf die tatsächliche Berück-
sichtigung. Dies gilt vor allem dann, 
wenn gewichtige gegenläufige Belan-
ge entgegengehalten werden müs-
sen. Über die Vorschläge der Verwal-
tung beraten zunächst der Bauaus-
schuss und daran anschließend der 
Gemeinderat, der den Beschluss zum 
Abschluss des Bebauungsplanverfah-
rens fasst (Abwägungs- und Sat-
zungsbeschluss). Die Bürgerinnen 
und Bürger, Vereine und Verbände, 
die Stellungnahmen zur Planung ab-
gegeben haben, erhalten jetzt eine 
persönliche Benachrichtigung über 
die Gemeinderatsentscheidung.  
 
 
Für weitere Informationen: 
Stadtplanungsamt Heidelberg 
 
Sachbearbeiter: Herr Rees 
Tel.: 06221-5823160 
 
E-Mail:  
Stadtplanung@Heidelberg.de  
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Abb. Lageplan mit Abgrenzung des Planbereiches 
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Bebauungsplanvorentwurf  

 
 

Ansicht Eppelheimer Straße 

 
Anlass und Ziel der Planung 
 
Die Stadt Heidelberg beabsich-
tigt mit der Bahnstadt einen 
neuen Stadtteil im Sinne einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung 
zu verwirklichen. 
 
Grundlage der Entwicklung ist 
die Rahmenplanung für die 
Bahnstadt, die 2003 vom Ge-
meinderat beschlossen wurde. 
Diese wurde unter anderem 
durch die Integration themen-
spezifischer Fachbeiträge ver-
schiedentlich fortgeschrieben. 
Zur einheitlichen und zügigen 
Durchführung der Entwicklung 
der Bahnstadt wurde am 
30.01.2008 die städtebauliche 
Entwicklungs

 
Die planungsrechtliche Absiche-
rung der Entwicklung der ein-
zelnen Bauabschnitte der Bahn-
stadt erfolgt durch Teilbebau-
ungspläne. 
 
Im Baufeld C1 der Bahnstadt 
Heidelberg plant die Firma Pfit-
zenmeier ein Fitnesszentrum zu 
errichten. Zusätzlich sollen in 
untergeordnetem Umfang sons-
tige Nutzungen, wie z.B. Gast-
ronomie möglich werden. Dafür 
werden die notwendigen Fest-
setzungen im Planbereich ge-
troffen. 
 
Für die Schaffung des erforder-
lichen Planungsrechts für den 
Neubau des Fitnesszentrums ist 
die Durchführung eines Bebau-
ungsplanverfahrens notwendig. 
Im Rahmen des Bebauungs-
plans soll die Umsetzung der für 
die gesamte Bahnstadt formu-
lierten Ziele und Auflagen (Pas-
sivhausstandard, Dachbegrü-
nung, Fernwärmeanschluss) si-
chergestellt werden. 
 

 
Bezogen auf den Geltungsbe-

folgende Planungsgrundsätze 
und ziele relevant: 

 die kulturellen Bedürfnisse 
der Bevölkerung 

 die Fortentwicklung und der 
Umbau vorhandener Ort-
steile 

 die Wiedernutzung einer 
Gewerbebrache im Sinne 
eines sparsamen Umgangs 
mit Grund und Boden 

 die Minimierung und Min-
derung der Belastungen 
der Umwelt 

 die Vermeidung unzumut-
barer Beeinträchtigungen 
benachbarter Nutzungen 

 die Sicherstellung einer 
angemessenen Gestaltung 
des Ortsbilds 

 der sparsame Umgang mit 
Energie 

 
Städtebauliches Konzept 
 
Die Unternehmensgruppe Pfit-
zenmeier beabsichtigt auf dem 
Baufeld C1 in der Bahnstadt HD 
ein Wellness- und Fitnesspark 
mit Gastronomie-Bereich und 
Tiefgarage zu errichten. 
 
Das bauliche Konzept orientiert 
sich an den städtebaulichen 
Vorgaben der Rahmenplanung 
Bahnstadt und beinhaltet zur 
Eppelheimer Straße ein groß-
zügiges Foyer, das als Erweite-
rung des öffentlichen Raums er-
fahrbar sein soll und mit einem 
Gastronomieangebot zur Bele-
bung der Erdgeschosszone bei-
tragen wird. Über dem Gastro-
nomiebereich entwickelt sich auf 
3 weiteren Geschossebenen der 
Wellness- und Fitnesspark mit 

dem Aquadom, verschiedenen 
Trainings- und Kursraumflä-
chen, dem Wellnessbereich mit 
eigenem Entspannungsbecken, 
sowie Dachterrassenflächen. 
 
Baurechtlich notwendige Stell-
plätze werden auf dem Grund-
stück in einer Tiefgarage nach-
gewiesen. Vorgaben der Ent-
wicklungsmaßnahme wie der 
Passivhausstandard und die 
Dachbegrünung sollen umge-
setzt werden. 
 
Begründung für den Bebau-
ungsplan 
 
Zu jedem Bebauungsplan ge-
hört eine Begründung, in der die 
städtebaulichen Ziele und Fest-
setzungen des Planes erläutert 
werden. Ergänzt wird die Be-
gründung durch die zusammen-
fassende Erklärung nach § 10 
Abs. 4 BauGB, in dem die Um-
weltprüfung und die Abwägung 
zusammengefasst ist. Schließ-
lich gehört zum Bebauungsplan 
der Umweltbericht, der nach der 
Anlage 1 zum BauGB erstellt 
wird. Der Bebauungsplan, seine 
Begründung und die zusam-
menfassende Erklärung können 
von jedermann eingesehen 
werden. 
 
Festsetzungen des Bebau-
ungsplans 
 
Der Bebauungsplan besteht aus 
der Planzeichnung, die nach der 
Planzeichenverordnung erarbei-
tet wird und die in zeichneri-
scher Form die verschiedenen 
Festsetzungen sowie den Gel-
tungsbereich enthält. Da sich 
nicht alle möglichen Regelun-
gen in zeichnerischer Form dar-
stellen lassen, wird die Zeich-
nung um textliche Festsetzun-
gen und örtliche Bauvorschriften 
ergänzt. 


